
621

für Ordensperſonen. Dieſe ephemeren Verfügungen fandenverſtändlich keine Ufnahme m den odex Beim Bücherverbotwurde der Konſtitution Officiorum Verbot der
vor 1600 vom oder allgemeinen Konzilien verurteilten Bücher)nicht m den Kodex herübergenommen. Es gelten nunmehr für alle
Schriftwerke die gegenwärtigen Beſtimmungen.

Im 8  V CA  2 2318, finden ſich die Strafbeſtimmungen.
Formell iſt emn Unterſchied gegenüber dem bisherigen E
konſtatieren. OFficiorum IMunerunn, 47, verhängt die dem
Papſt ſpezie reſervierte Exkommunikation ber die sSéienter legenteslibros AHfàTUm t haeretiéorum haeresim PTOPUS“
nantes, während das neue Re aufführ apostatarum, haereti-
COrumn I‚ Schismaticorum Hbros, qui apOStàsiam, haeresim,
SChisma Dropugnant Tatſächlich iſt in der Praxis ziemlich dasſelbe
eſulta m beiden Fällen. Denn der Apoſtat, welcher die Apoſtaſie,

die totale Loslöſung vom Chriſtentum, verteidigt, T auch für
die Losſagung von den einzelnen chriſtlichen Lehren, für die Häreſie,em Wer erner das Schisma, die Losſagung vom Oberhaupte der
E verteidigt, wird, wie die ehrt, zum Häretiker, da
ETL mindeſtens den päpſtlichen Jurisdiktionsprimat angreift. Die
Strafen für unbefugte Herausgabe der H Schrift und der Kom
mentare 3U derſelben lieben unveträndert.

Das Ir  E Prozeßrecht nach dem X
Iuris canoniKi.

on Dr Leopold Kopler, Theologieprofeſſor in inz
(Fortſetzung und Schluß.)

Parteieneide (1829—1836).
Liegt nur enn halber Beweis vor und ſtehen keine anderen Beweis

mittel mehr zur Verfügung, ſo kann der Richter den Eid 3zur Ergänzung
der vorgebrachten Beweiſe anordnen oder zulaſſen; enn ſolcher Eid heißt
Ergänzungseid (iuramentum suppletorium). Dieſer Eid iſt dann
meiſten Platze, wenn der bürgerliche bder religiöſe In einer
Perſon onſt nicht feſtgeſtellt werden kann Der Richter darf ihn aber
In Strafſachen nicht mn Anwendung bringen, desgleichen nicht mn t
prozeſſen, bei denen 8 ſich E oder 0  en von großem Wert
oder aAtſachen von großer Bedeutung handelt oder das Recht,
bezw die Sache oder Tatſache nicht der Perſon angehört, welcher der

auferlegt werden ſollte
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D  CEL Ergänzungseid wird mn der ege der Partei aufgetragen,
welche die beſſeren Beweiſe für ſich hat; kann auf Antrag der anderen
Partei, bezw des promotor justitiae oder des defensor Vinculi oder
auch von Amts auferlegt werden.

Die Partei, welcher m en thre bürgerlichen oder religiöſen
Standes der Ergänzungseid aufgetragen wird, kann enſelben aus einem
gerechten Grunde verweigern oder auf den egner zurückſchieben.
Sache des Richters iſt Es, entſcheiden, ob die Verweigerung berechtigt
oder einem Geſtändnis gleichzuhalten iſt Der von einer Partei geleiſtete
Eid kann von der anderen Partei angefochten werden (1829—1831)

E das Recht auf Schadenerſa feſt, kann aber die Höhe der
Schadensſumme nicht icher eingeſchätzt werden, ſo kann der Richter der
Partei, die den Schaden erlitten hat, den Schätzungseid (iuramentum
aestimatorium) auftragen, das heißt kann verlangen, daß die Partei,
der der Schaden zugefügt wurde, unter Eid die abhanden gekommenen
oder abſichtlich vernichteten en und ihren rei ud Wert angebe
＋,

Nicht bloß vor Beginn des rozeſſe können die Parteien über⸗
einkommen, daß ihre Rechtsfrage durch einen von einer Partei lei
ſtenden Eid entſchieden werde, ſondern auch ſpäter kann mn jedem ugen

und mn jedem Stadium des rozeſſe die eine Partei mit
mung des Richters der anderen den Eid zuſchieben Uunter der Bedingung,
daß die au oder Zwiſchenfrage durch die egung des Ide ent
ſchieden ſein Dieſen Eid nenn man Schiedseid (iuramentum
decisorium). Wird der Eid geleiſtet, ſo iſt die Rechtsfrage imM Sinne
der Eidesforme entſchieden. Wird der Eid auf den Gegner zurückgeſchoben,
ſo hat ihn dieſer leiſten, bn. iſt ſeine Sache verloren. Wird der Eid
verweigert, aber nicht auf den Gegner zurückgeſchoben, ſo iſt 68 Sache
des Richters entſcheiden, ob die Verweigerung berechtigt oder als
Eingeſtändnis aſſen iſt

„Da beim Schiedseide das Verfahren n einer freien Vereinbarung
oder mn einem Kompromiß beſteht, ſo iſt zUur Eidesdelation erforderlich,
daß die ſtreitenden Parteien ihr eigenes Recht vertreten und volles Ver
fügungsrecht über das Streitobjekt haben“ (Heiner, Der irchli  2 Zivil
orozeß 109) Vgl Can 1835

Causae ineidentes (1837—1841).
Eine ineidens ieg vor, ſo oft nach Beginn des Prozeſſes

von einer der Parteien oder vom promotor Jüustitiae oder vom de-
fensor Vinculi eine rage aufgeworfen wird, die zwar In der Klageſchrift
nicht ausdrücklich enthalten iſt, aber mit dem Rechtsſtreit doch un einem
ſolchen Zuſammenhang ſteht, daß ſie vor der Hauptfrage erledigt wer
den

Die Zwiſchenfrage ird entweder mündlich oder mn einer eigenen
Schrift vorgebracht, die den Zuſammenhang wiſchen ihr und der Qu
rage darzulegen und onſt ſoviel als möglich die Vorſchriften über die
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Einreichung der Klageſchrift 3u wahren hat Der Richter hat dann
eventuell nach Anhören des Promotor lustitiae oder des defensor VIINI“=·
UII 3 unterſuchen, ob die aufgeworfene rage nichtig iſt und NuL Ene

Verzögerung der Hauptfrage bezweckt oder ob ſie wirklich Et

ſolchen Zuſammenhange mit der Hauptfrage daß ſie bor ihr ETL

ledigt werden muß ſt letztere der Fall ſo hat die Zwiſchenfrage
anzunehmen aber zurückzuweiſen Desgleichen iſt C8 dem afür⸗
halten des Richters überlaſſen ob EL die ineidens Ur Eenn wirk⸗
Es Prozeßverfahren oder durch en bloßes erledigen will

ontumaz (1842—1851)
Wẽĩ

V᷑

venn der Angeklagte ohne Grund der Vorladung weder Ergener

Perſon noch ur ſeinen Prozeßvertreter olge leiſtet ſo kann als
verſäumnisſchuldig Tklärt werden QAmi dies geſchehen kann muß
feſtſtehen, daß die geſetzliche Ladung zur rechten Zeit ih ekannt
worden iſt oder wenigſtens 0 eékannt werden müſſen; daß EL
ſeine A

eſenhei nicht en  u  10 hat oder der Entſchuldigungsgrund
kein gerechtfertigter geweſen iſt

Auf Antrag der Partei, bezw des promotor lòustitige oder des
defensor Vineul kann der Richter die ontumaz des Angeklagten EeL·
klären und den Prozeß weiterführen bis zUum Endurteil und ſſen Aus⸗
führung; kann aber auch Aum den Ungehorſam 3u brechen mit kirch
lichen Strafen drohen 57 dieſem letzteren iſt aber die Ladung unter
Androhung der Strafe wiederholen iſt auch dieſe (CE Ladung ver—
geblich, ſo können die Strafen wirklich vom Richter erhäng werden

üht aber der Angeklagte ſeinen ngehorſam auf und erſchein
4* vor Gericht noch vor Fällung des Urteils ſo ind Aufſtellungen
und Beweiſe zuzulaſſen ſt aber das Endurteil ſchon gefällt ſo kann
er NUL mehr von dem Richter der 9e prochen hat innerhalb dreier
onate nach erfolgter Bekanntgabe des Ttei die Wiedereinſetzung
M den früheren an Erbttten C5 ſei denn daß 8 ſich Urteile han

die niemals Rechtskraft erwachſen
Erſcheint zwar dem feſtgeſetzten Tage der eklagte vor Gericht

ni aber der Kläger und hat dieſer auch keine genügende Entſchuldigung
beigebracht ſo hat ihn der Richter auf Antrag des Beklagten noch Emn
weites Mal vorzuladen Imm auch tesmal nicht oder vernach
läſſigt er 0 den Prozeß, ſo iſt auf egehren des Beklagten als
verſäumnisſchuldig 3u erklären Die olge davon iſt daß das Recht
verliert ſeinen Antrag bveiter verfolgen Es ſteht jedo dem PTO-
otor Iüustitiae oder dem defensor Vincul frei die aufgegebene age
3 der ſeinen machen und den Prozeß etter führen, wenn das
öffentlich Wohl u ordern in Der Angeklagte hat aber das
Recht 3u verlangen, daß EeLr ſich frei vom Gerichts aal entfernen könne
oder daß die bisherigen Gerichtsakten als nichtig rklärt werden oder
daß EL definitiv von der Klageforderung freigeſprochen oder der Prozeß
auch Abweſenheit des Klägers his zum Endurteil durchgeführ werde
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Wer für verſäumnisſchuldig rklärt wurde nd darin eiter verharrt
hat die auflaufenden Prozeßkoſten 3u tragen ſind elde Parteien ver
äumnisſchuldig, ˙ 0  en C Sohdum für die Koſten aufzukommen

Klageanſchluß eines Dritten L
Wer Rech ſtreite intereſſier iſt kann jedem QAdium

des rozeſſes bis zum Schluß des Beweisverfahrens ſeinen Anſchluß
die age erklären, nUur muß ſchriftlichen Antrage das

Recht ſeiner Intervention nachweiſen Erſcheint der Beitritt Emes
Dritten notwendig, o kann der Richter die Intervention auf Antrag
der Partei oder von Amts efehlen

Attentate vähren der Litispendenz (1854—1857)
Als Enta wird das bezeichnet was während der Litis

endenz von Partei die andere oder vom Richter
oder Cl Parteien ohne ihre Zuſtimmung und ihrem Nachteil 9
ändert wird ſei Cs Streitgegenſtand ſei 68 den vom eſe oder
vom Richter beſtimmten Friſten Solche eigenmächtige Veränderungen
olche „Attentate“ ſind ohneweiter ungültig; die geſchädigte Partei
kann die Nichtigkeitserklärung und Schadloshaltung verlangen und den
Richter, der Emn ſo Enta ſich zuſchulden kommen ließ, al ver
dächtig aAblehnen.
Veröffentlichung des Prozeſſes, Schluß des Beweisverfahrens, Di

Uſſion der Parteien.
Vor der Diskuſſion und der Urteilsfällung müſſen alle bisher noch

geheim gebliebenen Beweisakten veröffentlicht werden (1858) dies
geſchie dadurch, daß den Parteéien und ihren Rechtsbeiſtänden die
Möglichkeit geboten wird die Prozeßakten Einſicht nehmen und
Eene II erſelben verlangen (1859)

Wenn die Parteien auf efragen des Richters erklären, daß Ne
keine (tteren eweiſe mehr vorzubringen aben, oder wenn die ur die
Beweiserbringung feſtgeſetzte Zeit abgelaufen iſt oder der Richter
die Sachlage für genügen eklärt erachtet iſt der Schluß der Beweis
aufnahme gegeben die der Richter durch das „Conelusum 1I GauSàꝗ
dekretiert (1860) Von dieſem Momente dürfen keine neuen
Beweiſe mehr vorgebracht werden, * ſei denn daß ſich Aum
Urteile handelt die NieE Rechtskraft erwachſen, oder daß neue Do
Uumente aufgefunden werden, bder daß erſt jetzt Zeugen vorgeführt
werden können, die vorher Erſcheinen rechtmäßig verhindert waren
(1861)

Nach Schluß des Beweisverfahrens hat der Richter nach ſemem
klugen Ermeſſen Eemne riſt beſtimmen, innerhalb welcher die Par
eten entweder ſelbſt oder durch ihre Advokaten ihre Verteidigung führen
können (1862) Die Verteidigung iſt ſchriftlich abzufaſſen und für 96
vöhnli ſo viel Exemplaren vorzulegen als Richter ſind QAmt EMN
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jeder Em xemplar erhalte Wenn der promotor justitiae und der
deensor Vineuli rozeſſe beteiligt ſind iſt auch ihnen 16 Eemn Exemplar
einzuhändigen Die Parteien auſchen unter ſich die Verteidigungs
ſchriften Aus Wenn der Vorſitzende des Eri 8 für angezeigt —90
und ohne allzu große Belaſtung der Parteien geſchehen kann, 0
kann die Anordnung reffen daß die Verteidigung ne den EMnmEmM

* dieſem mußHeft vereinigten Dokumenten gedruckt werde
aber zuerſt das Manuſkript vorgelegt und die Druckerlaubni rwirkt
werden Ußerdem iſt gewiſſenhaft darauf en daß das Gerichts
geheimnis gewahrt werde (1863)

aben die Parteien die Verteidigungsſchriften Uuntereinander aus
getauſcht ſo können ſie innerhalb kurzen vom Richter beſtim
menden Zeit ihre diesbezüglichen Erwiderungen vorbringen für
gewöhnlich aber nur einmal ündliche Informationen
des Richters durch die Parteien ſind verboten dagegen kann der Richter
auf Verlangen der Parteien Eme Diſputation, das el ene gegen
ſeitige Auseinanderſetzung vor dem u Gerichte ſitzenden Richter 5  ur
ärung der Sache unter den nötigen Qautelen geſtatten (1866) Wenn

Zivilprozeſſe die Parteien auf die Verteidigung verzichten oder
erklären, ſich dem Wiſſen und ewiſſen des Richters anzuvertrauen,
1 kann ſofort das Urteil fällen, anders ihm aus den en und
Beweiſen der Streitfall lar ſein ſcheint (1867)

Das Urteil
Nach der Beweisaufnahme und der va durchgeführten Dis⸗

Uſſion lHg das Urteil, das El der geſetzmäßige Ausſpruch des Rich
ters, durch welchen EmnE von den ſtreitenden Parteien dem Gerichte vor⸗
gelegte und gerichtlich behandelte Sache entſchieden wird Es iſt ent
weder Eemnm Zwiſchen bder Eemn Schluß und Haupturteil 16 nachdem
dadurch Eme Zwiſchenfrage oder die Hauptſtreitfrage entſchieden wird
(1868) QAmt der Richter ur Fällung des Urteils ſchreiten kann muß
EL die aus den en und Beweiſen, nicht aber aus I

＋ Quellen
geſchöpfte Gewißheit etre der durch das Urteil entſcheidenden
Sache aben; kann dieſe nicht gewinnen, ſo hat erklären, daß
das Recht des Klägers nicht feſtſtehe und der eklagte hiemit freigeſprochen
werde (1869)

Das Urteil iſt ſofort nach der Diskuſſion fällen iſt jedoch der
all Eemn mehr verwickelter und ſchwierigerer, o kann Emne entſprechende
Friſt bis zur Fällung des Urteils vorgeſehen werden (1870)

ſt nUuLr Eemn Richter, ſo hat allein das Urteil fällen und den
ortlaut desſelben feſtzuſetzen Bei Kollegialgericht
dagegen hat der Vorſitzende Tag nd Stunde der eratung feſtzuſetzen
die Gerichtsſaa abgehalten werden ſoll wenn nicht Emn beſonderer
Grund vorlieg ſie ander. vorzunehmen Am bezeichneten Tage
gat jeder einzelne Richter ſein Urteil ne den Gründen ſowo ezügli
des Tatbeſtandes als auch des Rechtes auf run. deſſen EL 3u ſeinem



Schluß gekommen iſt, mitzubringen nd m der Verſammlung vorzu⸗
egen Die daran ſich anſchließende Diskuſſion hat beſonders dazu zu
dienen, Inhalt und brtlau des gemeinſamen Urteils feſtzulegen.
C iſt 8 jedem Richter rlaubt, von ſeinem Urteil zurückzutreten
und ſich dem der anderen anzuſchließen (1871 Worin die Majorität
übereinſtimmt, das iſt das Urteil

Q8 Irteil muß enthalten:
Die Entſcheidung der Rechtsſtreitigkeit, 8 heißt, C5 muß ent

weder der eklagte freigeſprochen oder verurtet werden hinſichtlich
der ihn erhobenen Anſprüche oder Klagen, indem auf alle m
der Litiskonteſtation feſtgeſetzten Streitartikel die entſprechenden Ant
vorten gegeben werden.

Die Beſtimmung deſſen, was die verurteilte Partei geben,
tun, eiſten oder leiden oder aufzugeben hat ne der Angabe

des rtes, der Zeit und Art und Weiſe, wie die auferlegten Pflichten
U erfüllen ſind

Die Gründe, ſowohl mn ezug auf den Tatbeſtand als auch
auf das Recht, auf E ſich die Entſcheidung

D  1Ee Angabe der Gerichtskoſten (1873)
Das gefällte Urteil wird ſodann veröffentlicht; dies kann wieder

auf drei Tten geſchehen, en  er ſo, daß die Parteien Aur feierlichen
Verleſung durch den Gerichte ſitzenden Richter vorgeladen werden,
oder ſo, daß ihnen bekanntgegeben wird, das Urteil iege mn der Ge
richtskanzlei zur Einſichtnahme auf und die Parteien önnten ſich eine
Abſchrift erbitten oder ſo, daß ihnen durch amtliche bten oder durch
die Poſt als eingeſchriebener rie mit Empfangsbeſtätigung eine authen⸗

ſchri zugeſandt wird (1877)
Rechtsmittel gegen das richterliche Urteil

XXX

ſt das Urteil geſprochen, ſo kann Es innerhalb der geſetzlichen Friſt,
bevor Es e  äftig oder, wie man agen pflegt, zur TEeS iudieata
wird, angefochten werden. Hält eine Partei das Urteil für ungerecht,
ſo kann ſie dagegen erufung einlegen. ſt das Urteil ungültig oder
wird eS Afur gehalten, ˙ kann die Nichtigkeitsbeſchwerde einge⸗

werden. Werden durch das Urteil 32 anderer verletzt, 0
Aben ieſe das Recht der Einſprache (oppositio tertii). ſt aber
das Urteil ereits rechtskräftig geworden, ſo gibt EeS nur mehr ein außer⸗
ordentliches Rechtsmittel dagegen, nämlich die Wiedereinſetzung
In den früheren Qan (restitutio In integrum). Von den vier
Rechtsmitteln enn ereits gefälltes Urteil iſt jetzt kurz handeln

Appellation.
Die Partei, die ſich durch Eemn richterliches Urteil geſchädigt glaubt,

hat ebenſo wie der promotor justitiae und defensor Vineu In Pro
zeſſen, mn welchen ſie beteiligt ſind, das Recht appellieren, das El
da Recht, einen höheren Richter anzurufen, QAmi dieſer die vom nte
richter gefällte entenz überprüfe und entweder aufhebe oder abändere.
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egen alle richterlichen Entſcheidungen kann appelliert werden
usgenommen ſind nUuLr die neun folgenden Fälle

Das Urteil des Papſtes oder der apoſtoliſchen ignatur
Das Urteil eme vom Apoſtoliſchen Stuhle delegierten Richters

der Eene Sache erledigen 0 mit der Klauſel appellatione remota
Ein Urteil das nichtig iſt
Ein Urteil das ereits Rechtskraft erwachſen iſt
Ein Urteil das ſich auf enen Schiedseid
Ein bloßes Deékret des Richters oder Enn Zwiſchenurteil das

nicht die Virkung emne Endurtei hat mit der A  ellation das
Endurteil kann jedoch auch Ene erufung Emn Zwiſchenurteil
verbunden werden

D  Q Urteil ache, für E das Recht ſe Enme ſehr
ſchnelle Erledigung vorgeſehen hat

Das Urteil Verſäumnisſchuldigen, der ſich von dber

Kontumaz nicht gereinigt hat
Das Urteil den, der ausdrücklich auf das Recht der E

lation verzichtet hat.
Die Appellation muß bei dem Richter ( quo);, welcher das Urteil

geſprochen hat, innerhalb zehn agen von dem Tag der Publikation
gerechnet angemeldet werden (1881) ſie kann aber auch mündlich

eingebracht werden bor dem Gerichte ſitzenden Richter, wenn das
Urteil öffentlich verleſen wird und die Partei anweſend iſt V dieſem
Fall muß ſie von dem Gerichtsſchreiber ſofort Protokoll genommen
werden rfolg die A  ellation nicht ogleich bei der rteilsverkündigung,

iſt IE ſchriftli einzubringen ausg  men die älle, welchen
der Richter auch mündliche Klagebegehren annehmen kann (1882)

Beim Richter 20 quem muß die A  ellation innerhalb ene Mo
nates anhängig gemacht werden, nicht der Richter 9u der Partei

ängere Friſt zugeſtanden hat (1883) azu genügt E8 daß die
Partei die des übergeordneten Richters anruft zur Verbeſſerung
der angefochtenen Sentenz und ihrem Bittgeſuche Enme Abſchrift des
7 1 und der beim Iudex 9u0 eingereichten Appellationsſchrift
beilegt Kann ſie keine II des angefochtenen Ttei erhalten
ſo Erfd die Berufungsfriſt unterdeſſen nicht das Hinderni aber
varum die A  ellation nicht verfolgt wird 'ſt dem Appellationsrichter
anzuzeigen, QAmt den Unterrichter zur Erfüllung ſeiner Pflicht ver
halte (1884)

ſt die Appellationsfriſt unbenu verlaufen, 0 wird die erufung
als aufgegeben betrachtet.

Die A  ellation kann EnEe 0  E  E irkung Aben Eene ſu
ſpenſive, die darin beſteht daß die Vollſtreckung des vom Unterri  er
ausgeſprochenen Urteils aufgeſchoben wird dieſes alſo vorläufig keine
Rechtswirkung hat Eme devolutive, darin gelegen, daß die
Streitſache den höheren Richter zUum der Entſcheidung über
geh V  ede rechtzeitig eingebra  E A  ellation hat Devolutiv nd
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regelmäßig auch Suspenſivwirkung, nicht im 6 eigens eine
andere Beſtimmung getroffen iſt ſt dies der Fall, dann hindert die
A  ellation die Vo  eckung des Tteileé nicht

In der Appellinſtanz wird keine CUue Klage zugelaſſen, ſondern
die Litiskonteſtation kann Iin darin eſtehen, daß die frühere Sentenz
en  C beſtätigt oder, ſei Es ganz, ſei ES teilweiſe, geänder C

II Nichtigkeitsklage (1892—-1897).
An unheilbarer Nichtigkeit an Ein Urteil, der Richter,

der ES 4  L, abſolut inkompetent war, oder wenigſtens eine der Parteien
m prozeßfähi war, oder jemand ohne geſetzliches andat IM Namen
eines anderen handelte. leſe Nichtigkeit kann als Einrede *  „In Per-
petuum““, als age aber nur innerhalb 30 Jahren vor dem Richter,
der das Urteil gefällt hat, vorgebracht werden.

Heilbar dagegen iſt die Ungültigkeit eines Urteils, wenn EeS an der
geſetzlichen Vorladung fehlte oder wenn keine Angabe der otive
oder des Ortes und der Zeit (Jahr, Monat und Tag), welcher ES 9e

wurde, enthält oder wenn die vom geforderten Unter  riften
fehlen

Die Nichtigkeitsbeſchwerde kann en  CT zugleich mit einerL
lation innerhalb zehn .  Tagen oder 9  nn davon einzig als querela
nullhitatis innerhalb dreier onate gerechne bom Tage der Pub
likation des Urteils beim Richter, der das Urteil geſprochen hat,
eingereicht werden. Hält die Partei den Richter, der das ungültige
Urteil gefällt hat, für efangen, ſo kann ſie verlangen, daß ihr bei dem
ſelben Gerichte emn anderer Richter gegeben werde

Die Nichtigkeitsbeſchwerde können nicht bloß die Parteien, ſondern
auch der promotor justitiae und der defensor vVineuli m rozeſſen,

denen ſie beteiligt ſind, erheben; 14, der Richter kann ſelbſt von mits
das nichtige Urteil, das geſprochen hat, innerhalb der geſe

en Zeit widerrufen bder verbeſſern.
III1. Einſpruch eines Dritten (1898—1901).

Wenn das Endurteil die anderer verletzt, ſo können dief
das Urteil vor deſſen Vo  eckung anſe

en und zur Wahrung ihrer
Rechte Widerſpruch erheben, entweder durch Forderung einer Reviſion
des Urteils bei dem Richter, der EeS ausgeſprochen hat, oder durch E
lation beim höheren Richter. In beiden Fällen müſſen ſie jedoch den
Nachweis erbringen, daß ihre 6 wirklich oder wahrſcheinlich durch
das Urteil geſchädigt werden. Wird der Einſpruch zugelaſſen und will
die Perſ bei der Appellinſtanz Widerſpruch erheben, ſo hat ſie ſich

die Vorſchriften über die A  ellation halten; wird dagegen der
mſpru beim ſelben Richter erhoben, der das Urteil gefällt hat, ſo
gelten die Regeln über die Behandlung von Inzidenzfällen.
I Wiedereinſetzung In den früheren an (19051907).
Ein Urteil iſt rechtskräftig geworden, wenn MN derſelben Sache

ereits zwei übereinſtimmende Tteileé ergangen ſind, oder weil uinner  2
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halb der geſetzlichen FV

iſt nicht appelliert oder die eingebrachte erufung
de oder weil das Endurteil jede Appellationwieder aufgegeben wur

unzuläſſig war (1902)
Niemals erwachſen in Rechtskraft Urteile über den Stan von

Perſonen. ind diesbezüglich bereits 5  wei gleichlautende Urteile
floſſen, Aben ſie die Wirkung, daß eine ½⁷ age nicht mehr
gelaſſen wird, wenn nicht CUE und gewichtige Gründe obder btumente
vorgebracht werden (1903)

Ein rechtskräftiges Urteil gilt als wahr und gerecht praesumptione
iuris et de iure, ſchafft Recht unter den Parteien und gewährt die Einrede
der TIesS iudicata, läßt alſo n der nämlichen Sache keine age

(1904)
egen emn Ttet, das mit den ordentlichen Rechtsmitteln der

Appellation und Nichtigkeitsbeſchwerde nicht angefochten werden kann,
gibt C8 noch das außerordentliche Rechtsmittel Wiedereinſetzung
MN den früheren Stand (restitutio IN integrum), wenn anders die offen.
bare Ungerechtigkeit des ereits m Rechtskraft erwachſenen Urteils
feſtſteht. Dieſe gilt als erwieſen, wenn das Urteil auf Dokumente ſich
tützte, die ſpäter als erkannt wurden, oder wenn nachher Do
Uumente aufgefunden wurden, welch  — CUE Tatſachen, die eine
teilige Entſch idung verlangen, apodiktif beweiſen, oder wenn das
Urteil durch Betrug der einen Partei zum Schaden der anderen zuſtande
kam, oder wenn geſetzliche Vorſchriften ganz offenbar vernachläſſigt
wurden (1905)

Die Wiedereinſetzung un den früheren Qan gewährt der Richter,
der die Sentenz geſprochen hat, ſei denn, daß die Reſtitution
einer vom Richter vernachläſſigten orſchri gefordert werde; In dieſem
77  alle gewährt RM *e der Appellationsrichter (1906)

Die Wiedereinſetzung In den früheren Qan. verhindert
die Vollſtreckung des Urteils; ſchöpft aber der Unterrichter begründeten
Verdacht, daß das Bittgeſuch NUL die Hinausſchiebung der Urtei

anordnen, muß jedoch demſtreckung ezwecken olle, ſo kann dief
Bi  E  1 eine geeignete Sicherheit bieten, daß EL für den Fall, daß
ſeine gewährt werde, ſchadlos gehalten werde (1907)

Gerichtskoſten und unentgeltlicher Rechtsſchutz.
können die Parteien verhalten werden,In den Zivilprozeſſ

wenn ſie nicht Anetwa unter dem Titel von Gerichtskoſten zahlen,
ru auf den vollen oder eilweiſen Erlaß derſelben aben

Aufgabe des Provinzialkonzils oder der Biſchofskonferenz iſt Es,
die Höhe der Gerichtskoſten, die die Parteien tragen aben, die Ho
nbrare der Rechtsbeiſtände und Prozeßvertreter, die Taxen für die

beſtimmen. Nach ſeinemUeberſetzungen und Abſchriften cid
daß In der Gerichts—klugen Ermeſſen kann der Richter auch verlangen,

kanzlei eine Summe Geldes deponiert werde zur Beſtreitung der Ge
Li

oſten, zur Entſchädigung der Zeugen, zur Honorierung de Sach
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verſtändigen oder daß wenigſtens eine entſprechende Kautiobn für die
ſpätere Zahlung geleiſtet werde

CT Im rozeſſe unterliegt, hat dem gewinnenden Teile die Ge⸗
W  0  en erſetzen. Hat der Kläger oder Beklagte ſich n verwegener
Eelſe mn den Streit eingelaſſen, ˙⁰ hat EL auch den entſtandenen Schaden
gutzumachen. ſt aber der Kläger nuLr teilweiſe unterlegen oder wurde
der Prozeß zwiſchen Blutsverwandten bder Berſchwägerten geführt
oder war der Streitgegenſtand en beſonders ſchwerer, ˙ kann der Richter
aus dieſem und jedem anderen gerechten und wichtigen Grunde nach
ſeinem Ermeſſen die Gerichiskoſten unter die Parteien oder Eil
weiſe verteilen. Dies vß aber Im Wortlaute des Urteiles eigens QaQus
gedrückt werden. ibt s mehrere Parteien In der Sache, welche die
Verurteilung 5  ur Tragung der Gerichtskoſten verdienen, ſo verurteile
ſie der Richter zur gemeinſchaftlichen Tragung (in solidum), enn
ſich Aum eine ſolidari

E Verpflichtung andelt; onſt nur bprio rataà,
das CI nach dem Verhältni ihrer Anteilnahme am rozeſſe
1910—1912).

Gegen die Verurteilung den Gerichtskoſten gibt keine Be
rufung; die Partei jedoch, die ſich beſchwert fühlt, kann innerhalb zehn
agen Einſpruch erheben vor demſelben Richter, der dann nochmals die
Sa prüfen muß und ſeine axation der Koſten ändern und mildern
kann. Die Berufung das Haupturteil ſchließt auch eine Berufung
gegen die Gerichtskoſten un ſich (1913).

Die Armen 0  en das Recht auf unentgeltlichen Rechtsſchutz,
wenn ſie zur Tragung der Gerichtskoſten außerſtande ſind; önnen
ſie wenigſtens einen eil leiſten, ſo Aben ſie das Recht auf Herabminderung
der Koſten (1914)

Wer auf Befreiung oder Herabminderung der Gerichtskoſten
Anſpruch macht, muß dem Richter ein ſchriftliches, den dokumentariſchen
Nachweis der Vermögensverhältniſſe enthaltendes Bittgeſuch über⸗
geben und zugleich den Beweis darin erbringen, daß keinen frivolen
oder grundloſen Prozeß führen Bevor der Richter dem Uſuchen
entſpricht, oll Erkundigungen, nötigenfalls auch geheime, über den
Vermögensſtand des Bittſtellers einziehen und den promotor justitiae
hören (1915)

Um den Armen bei den einzelnen rozeſſen unentgeltlichen 32
ſchutz angedeihen laſſen, 0 der Richter Aus der Zahl der beim
Gerichte approbierten Advo  aten einen als Rechtsbeiſtand QAus, der
das Amt nur aus einem vom Richter billigenden Grunde ablehnenkann. Fehlen beim Gerichte Rechtsbeiſtände, dann ſoll der Richter
den Ordinarius bitten, eine geeignete Perſon ù beſtimmen, die denRechtsſchutz der Armen übernehmen hat (1916)

Vollſtreckung des Ttet
Wenn das Urteil In Rechtskraft erwachſen iſt, kann * vollſtreckt

werden. niter Umſtänden kann der Richter emn 5 proviſoriſch aus⸗
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führen laſſen, noch bevor Es rechtskräftig geworden iſt; hat aber dann
die eventuelle Schadloshaltung der Partei ſicherzuſtellen für den all,
daß die Vollſtreckung wieder rückgängig gemacht werden müßte (1917)

Der Vollzug des Urteils darf nicht früher m Angriff mmen
werden, bevor nicht das richterliche Vollſtreckungsdekret vorliegt
Die Ausführung als olche iſt nicht Sache des delegierten Richters, ſon
dern des Ordinariu jenes rtes, an welchem das Urteil m erſter In
tanz gefällt wurde Weigert CV ich, das Urteil auszuführen oder ver—
nachläſſigt die Vollſtreckung, ſo muß ſie entweder auf Antrag der
intereſſierten Partei oder von Amts vom Appellationsrichter
vorgenommen werden (1920)

Der xetutor hat das Urteil nach dem „Obvius 6EIISUS Vverborum“
durchzuführen, wenn nicht Im brtlau des Urteils etwa ſeinem Gut
dünken überlaſſen wurde Einſprüche geégen die Art und elſe der
Durchführung hat ſelbſt erledigen, aber ber die Sache ſelbſt oder
die richterliche Erkenntnis ſteht ihm ein Urteil nicht Hält EL da Urteik
für ofſenbar ungerecht, ſo hat E ſich der Ausführung enthalten und
die Partei Qan den Richter u verweiſen, der die Vollſtreckung angebrdne
gat (1921)

In jenen Prozeſſen, in welchen dem Kläger eine Sache 5
geſprochen wurde, iſt dieſe ſofort auszuliefern, ſoba das Urteil Le
räftig geworden iſt; bei perſönlichen Klagen dagegen, bei welchen dem
Beſchuldigten die Leiſtung einer mobilen Sache, die Zahlung einer
Geldſumme bder die Verpflichtung, etwa geben oder 3u tun, auf
erlegt wurde, ird eine viermonatliche I ewährt, die der Richter
verlängern oder verkürzen kann, aber ſo, daß ſie nicht über ſechs Monate
ausgedehn oder Unter zwei onate verkürzt werde (1922).

Bei der Durchführung des Urteils hat der xetutor darauf
ſehen, daß der Verurteilte ſoviel als möglich 9E  n werde; bei der
Exekution iſt aher mit der Wegnahme der QAm wenigſten notwendigen
en 3 beginnen; das, was zUum Leben und zUum Erwerb und, wenn
8 ſich einen Kleriker handelt, was zum ſtandesgem
—90 nötig ſt, hat verbleiben (1923) äßen Lehensunter⸗—

egen Widerſtrebende Oll der xekutor zuerſt mit Mahnungen
und Eſehlen vorgehen; geiſtliche Strafen ſollen erſt Im alle der Not
und gradatim zur Anwendung Immen (1924)

Vergleich und Schiedsgericht.
Nachdem der odex die allgemeinen Vorſchriften über das kirch

liche Gerichtsverfahren ausführlich dargeſtellt hat, beſpri E anſchließend
daran die ſpeziellen Normen, die bei gewiſſen rozeſſen u beobachten ſind

Zunächſt ande 41 von den Mitteln, durch die emn regelrechter
Prozeß vermieden werden kann. Da häufige rozeſſe nicht Im Geiſte
des Chriſtentums ſind, da vielmehr wünſchen iſt, daß unter den läu
igen Streitigkeiten ſovie als möglich vermieden werden, muß der⸗
Richter, dem eine rivate Streitſache 3ur Entſcheidung vorgelegt wird,
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die Parteien Ausſicht auf friedliche Beilegung des reitteé vor
handen iſt mahnen daß ſie durch Enen erglei ihren Streit ſchlichten ſollen

erglei Dieſer ſeiner ſlicht kann der Richter genugen
bevor die Parteien vor ſein Gericht ruft oder ſie zum erſtenmal
erſcheinen oder auch ſpäter, irgend Zeit die hiefür als die
günſtigſte anſieht Es empfie ſich aber, daß für gewöhnlich der Richter
nicht ſelbſt Eelgener Perſon Eenen erglei zuſtande bringen ſuche,
ſondern dies durch rieſter, beſonders der Synodalrichter,
geſchehe (1925)

Bei der Durchführung me Vergleiches ſind die bürgerlichen Ge
ſetze Tte dem die friedliche inigung erzielt wird wahren
vorausgeſetzt, daß ſie dem göttlichen und kirchlichen E nicht wider
prechen (1926)

Selbſtverſtändlich kann Emn erglei ULr über 0  en dE⸗
oſſen werden, die Gegenſtand eines Vertrages bder Verein—
barung ſein können Vergleiche ſind er ausgeſchloſſen *
ſachen ferner Zivilſtreitigkeiten bei welchen Cs ſich Aum die Löſung
der Ehe, den Eſt mM. Benefiziums (außer 68 ird die geſetzli
Ermächtigung iezu gegeben oder geiſtli Sachen (res spirituales)
handelt bei welchen die Zahlung zeitlichen Sach ſtattfindet
andelt ſich dagegen remn zeitliche Uter oder ſolch zeitliche
üter, die zwar mit geiſtlichen verhunden ſind aber etrennt davon
betrachtet werden önnen ſo kann EM erglei ſtatthaben, allerdings
Uunter Beobachtung der vom Rechte vorgeſchriebenen Förmlichkeiten
über die Veräußerung von Kirchengütern (1927)

Der Effe glücklich durchgeführten Verſtändigung El
compositio oder Coneordia. Die Koſten haben C Parteien zur Hälfte
3u tragen (1928)

Schiedsgerichte Zur Vermeidung von gerichtlichen Pro
ſſen können die Parteien ene Vereinbarung (Schiedsvertrag unter
einander treffen auf Grund deren ſie die Schlichtung thre reites
dem Urteile emnes oder mehrerer Männer übertragen, die die Streit
frage entweder nach den Vorſchriften des Geſetzes endgültig ent

Iiden 0  en bder welch  — den Streitfall nach beſtem iſſen und Ge
wiſſen auf dem Wege des Ausgleich 8 zwiſchen den Parteien ſchlichten
ſollen erſten alle haben wir die Beilegung des retteé durch Eemn

eigentlich Schiedsgericht durch eigentliche arbitri, weiten da
durch ſogenannte arbitratores (1929)

Vom Amte eines Schiedsrichters ſind ausgeſchloſſen Laien
kirchlichen En Exkommunizierte und Infame (nach gerichtlicher Er
klärung der Erkommunikation bezw Infamie) Religioſen dürfen nur
mit Erlaubnis ihrer Ern En Schiedsrichteramt übernehmen (1931) 1*

Bei der Darſtellung des kirchlichen Zivilprozeß  Es Urde vielfach
Heiner, Der irchliche Zivilprozeß öln 1910, Bachem) 3 Rate gezogen
und benützt Die dort gegebene ſchreibung des kirchlichen Zivilprozeſſſes
deckt ſich weitem Umfang mit den Vorſchriften des odex
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Der 1  1  E Strafprozeß.
Gegenſtand des Strafprozeſſes ſind NUr die öffentlichen Delikte;

eine Usnahme ilden die ergehen, derentwegen die pflichtvergeſſenen
Hleriker nach den ſpäter erörternden Can. 68— 21 beſtraft werden.
Hande Es ſich Um olieta mixta, 0 ſoll der Ordinarius von einem 96E
richtlichen Vorgehen abſehen, der Schuldige Eein Qte i'ſt und die
E  1 Behörde das Delikt ereits geahnde hat

Bußen und Kirchenſtrafen können auch außergerichtlich PeT modum
praecepti erhäng werden, wenn nUuLr das Delikt feſtſteht (1933)

nklage und Anzeige (1934-1938). Die Strafklage
kann vom promotor jiustitiae mit Ausſchluß C anderen
rhoben werden. 330  edem Gläubigen aber ſteht das Recht Iu, das Delikt
eines anderen ur Anzeige bringen, ſich Genugtuung 3u verſchaffen
oder Schadenvergütung erlangen oder zUur Sühne eines Aergerniſſes
mitzuwirken. Die Pflicht der Anzeige iſt gegeben, enn ein
oder eine ſpezielle Vorſchrift dazu drängt oder das Naturgeſetz Ce5 ver
angt, weil Glaube, Religion oder das öffentliche bh mn Gefahr ommen.

Die Anzeige kann ſchriftlich das Schriftſtück muß die Unter
I des Anzeigers tragen oder mündlich vor dem Ordinarius, dem
Kanzler der Kurie, den echanten (Vicarii koranei) oder dem Pfarrer Er

folgen; dieſe Aben die mündlich vorgebrachte Anzeige ſofort Papier U
bringen und dem Ordinarius u überſenden. Wer dem promotor iustitiae
Ein Delikt anzeigt, muß ih auch die Beweismittel verſchaffen. Bei
Injurien und ffamation kann die age erſt erhoben werden, enn
eine Anzeige bder Beſchwerde eitens der verletzten Partei orliegt;
andelt 8 ſich aber Aum Beleidigungen oder üffamation, die einem
Kleriker oder einem Ordensmitglied, beſonders einem ſolchen, das in
Amt und ürden ſteht, zugefügt wurden, bder die von einem Hleriker
oder Religioſen einem anderen gegenüber erübt wurden, ſo kann auch
von Amts 9 die Strafklage rhoben werden.

II Unterſuchung (Inquisitio 1939—1946). Lenn ern Delikt
ni notori iſt und nicht icher feſtſteht, ondern nur durch Gerüchte
bder das öffentliche Gerede bder durch eine Anzeige bder durch eine Be
chwerde erlittenen Schadens oder durch eine Generalunterſuchung
oder ſonſtwie (Ckann wurde, ſo darf der Be  uldigte nicht Uher
ſeines Vergehens zur Verantwortung gezogen werden, bevor nicht eine
ſpezielle Unterſuchung borausge  N ſt, die ermitteln hat, auf
welchen run ſich die Beſchuldigung Dieſe Unterſuchung kann
5  war vom Ordinarius ſelbſt vor  n werden, jedo In der ege
ſt ſie einem der Synodalrichter übertragen, nicht der Tdi
narius Qus einem beſonderen Grunde ſie einer anderen Perſon
vertrauen u müſſen

45 glaubt. Der Unterſuchungsrichter ſoll nicht ad
Universitatem CausaruIII delegiert werden, ondern nur von Fall u
Fall Er hat dieſelben Verpflichtungen wie die gewöhnlichen Richter,
beſonders hat EL den Eid über die ahrung des Amtsgeheimniſſes und

„Theol.⸗prakt Quartalſchrift“. IV 1918 41
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weue Pflichterfüllung zu eiſten und ſich jeder Entgegennahme von
Geſchenken enthalten. In derſelben Angelegenheit darf ſpäter
nicht als Richter fungieren.

Es bleibt dem klugen rmeſſen de Ordinarius überlaſſen, 3u
obb die vorhandenen Beweismomente genügen, eine ſpeentſcheiden,

zielle Unterfuchung einzuleiten. Nichts iſt jedenfalls auf Anzeigen 3u
geben, die bon dem lärten Feinde des Beſchuldigten oder von einem
nichtswürdigen, verkommenen Menſchen ausgehen oder anonym Er⸗

folgen oder jener Umſtände ermangeln, die eine Anzeige glaubwürdig
erſcheinen laſſ

Die Unterſuchung iſt 4 geheim 3u ühren unter Beobachtung
der größten Vorſichtsmaßregeln, dami nicht das Gerücht über das
H  CI weiter verbreitet oder der gute Name jemandes gefchädigt werde

Um 3u ſeinem lele zu gelangen, kann der Unterſuchungsrichter
jene Perſonen, die v über die Sache unterrichtet glaubt, ſich rufen
und unter Eid zur Mitteilung der ahrhei und Wahrung des Geheim—
niſſes verhalten. Materialſt die Unterſuchung abgeſchloſſen, ſo hat das geſamte
zufammen mit ſeinem ut  en dem Ordinarius 3u übergeben. Dieſer
oder mn ſeinem Spezialauftrag der izia kan nun Eem dreifaches Vor—
gehen anordnen:

Hat ſich die Anzeige als grundlos herausgeſtellt, ſo iſt dies in
den n 3u vermerken und die Aufbewahrung der en im Geheim⸗
archiv vorzunehmen.

Liegen nzeichen für den Tatbeſtand des Verbrechens vor,‚
e aber nicht aus, die Strafklage erheben, ſo ſollen diereichen ＋.. Y/

Akten wiederum IM Geheimarchiv erwahr und gleichzeitig die eber⸗
wachung des Beſchuldigten angeordnet werden, der, wenn * der rdi
narius für gut findet, bei Gelegenheit 3u vernehmen und nötigenfalls
auch u verwarnen iſt

ind dagegen ſichere oder wenigſtens wahrſcheinliche, für eine
vorhanden, ſo muß der Schuldige vor⸗Strafklage hinreichende Beweiſ

geladen und nach den Vorſchriften der folgenden Kanones vorgegangen
wW erden.

III Die Zurechtweiſung des Delinquenten (19471955).
und eékennt er ſein Delikt, ſo ſoll derFſt der Angeklagte geſtändig

Ordinarius eines eigentlichen Strafprozefſes die gerichtliche Zu
rechtweiſung zur Anwendung bringen, wenn ſie ſtatthaft ſt; unterſag
iſt ihre Anwendung bei elikten, 6 die dem Apoſtoliſchen Stuhle

Exkommunikation, denspecialissimo oder speciali modo reſervierte
oder Degradation nachVerluſt des Benefiziums, Infamie, Depoſition

ſich ziehen, ferner wenn 5 ſich die deklaratorif che Sentenz der Strafe
oder Zenſ handelt, der jemand verfallen iſt, bder wenn endlich der
Ordinarit glaubt, daß die Zurechtweiſfung nicht genügt, U das Aergernis
gutzumachen und die erletzte Gerechtigkeit wieder herzuſtellen.
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Die Korreption kann zweimal angewende werden gegen den⸗
elben Delinquenten; begeht dasſelbe Verbrechen noch Eln rittes Mal,
ſo muß der Strafprozeß eingeleite oder der begonnene fortgeſetzt werden.

Die Zurechtweiſung kann vom Ordinarius vor Beginn des Pro
zeſſes bder nach Eröffnung desſelben bis 3zUm Schluß des Beweisver⸗
ahrens (conclusio causa) vor  n werden; dabei wird der
Prozeß ſuspendiert, wenn nicht weitergeführt werden muß, weil die
Korreption vergeblich geweſen iſt

Die Zurechtweiſung kann auch dann ſtatt

inden, wenn Ene Be
chwerde eines aus dem Verbrechen reſultierenden Schadens
vorliegt. In dieſem kann der Ordinarius mit Zuſtimmung der
Parteien die Schadenfrage nach beſtem Wiſſen und ewiſſen ordnen.
Glaubt aber, daß die egelung der Schadenfrage auf dem Wege der
Billigkeit nulr er geſchehen könne 0 kann ihre Löſung dem Ge
i überlaſſen, ſelbſt aber durch die gerichtliche Zurechtweiſung die
erletzte Ordnung der Gerechtigkeit wiederherſtellen und das Aergernis
ſühnen

Die Korreption wird als vergeblich angewendet angeſehen, wenn
der Schuldige die Heilmittel en und frommen Erte nicht annimmt
oder nicht ausführ

Einleitung des Strafprozeſſes Wenn die gerichtliche
Zurechtweiſung zur Sühne des CII nicht ausreicht oder nicht
angewendet werden kann, hat der Biſchof bder ſeinem ſpeziellen
Uftrage der izia den Befehl geben, daß die Unterſuchungsakten
dem promotor ustitiae übergeben werden Dieſer hat ſofor die An
klageſchrift anzufertigen und dem Richter einzuhändigen nach den Uher
näher be chriebenen Vorſchriften

Handelt EeS ſich ſchwere ergehen und glaubt der Ordinarius
daß die Usübung der Weihegewalt die Verwaltung kirchlichen
bder frommen mite bder der öffentliche Empfang der Kommunion
eitens des Beſchuldigten unter den Gläubigen Anſtoß Errégé, 0 kann
EL ih nach nhörung des Ppromotor ustitlae die Usübung der 9e
annten (walten und Aemter und den brfentlichen Empfang der
Kommunion verbieten (1956)

Glauht der Richter daß der Angeklagte den Zeugen Ur Eenn

flößen ſie Eſtechen oder onſt irgend EemnNer elſe den Gang der Ge
rechtigkeit hindern könne kann nach nhörung des promotor justiti-iae
anordnen, daß der Be  Uldigte die oder die Pfarrei erlaſſe
oder Emnmen ihm vorher beſtimmten Platz ſich begebe und dort beſon
ders überwa werde (1957)

Wa die Führung des Prozeſſ angeht ſo gelten die früher üher
den ang des kirchlichen Prozeſſes allgemeinen aufgeſtellten Regeln
und die Vor  1  E üher die Verhängung von Strafen, vbon welchen
das fünfte Buch handelt (1959)

41*
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Der kirchliche Eheprozeß.
Die Can. 1960 — 1992 geben die ſpeziellen Normen, die bei der Führung

von Eheprozeſſen 3 bea  en  ind Da aber eine eigene Anleitung 3U
Führung Eheprozeſſen auf run des leuen odex für Oeſterreichausgearbeitet wird, werden dieſe Kanones hier übergangen.

Prozeſſe gegen die heiligen Weihen (1993—-1998).
In a  en jenen Rechtsfällen, n welchen die aus der heiligen Weihe

hervorgegangenen Verpflichtungen angegriffen werden oder die Zeihe ſelbſt
angefochten wird, muß die Klageſchrift an die Sakramentenkongregation
geſandt werden oder die Kongregation des eiligen Offiziums, die
ethe eines weſentlichen eſe

E des Weiheritus CtàAm wird
Die Kongregation entſcheidet, ob die Angelegenheit ur einen eigent⸗
lichen Prozeß oder IM Verwaltungswege behandelt werden müſſe
ſt da Tſtere der all, ſo überweiſt ſie die Klage dem Gericht jener
tözeſe, welcher der Kleriker zur Zeit der Ci angehörte, oder,
die eihe wegen eines ſubſtanziellen eſe

E des Ritus angefochten
wird, dem Gericht jener iözeſe, i welcher die EI vorgenommen
wurde. ſt aber le der all, dos 5t wird die Sache m Ver
waltungswege entſchieden, ſo erledigt die Kongregation ſe den Fall,
das kompetente Diözeſangericht hat vorher nur einen Informativ⸗
prozeß führen

Die Gültigkeit der ethe kann ſowoh der Eultter als auch der
Ordinarius, dem unterſteht oder in deſſen Diözeſe 7 geweiht wurde,
beſtreiten; die Verpflichtungen, die mit der Ordination verbunden ſind,
kann nuLr der Kleriker llein, der ſie nicht auf ſich 3u haben
meint, anfe  en, das eißt ihre Nichtigkeitserklärung verlangen.

Im übrigen ſind In dieſen Prozeſſen die heilige Ethe die
allgemeinen Prozeßvorſchriften ſowie jene über den eproze ſinn⸗
gemäß anzuwenden. Der Verteidiger der eiligen eihe hat dieſelben
E und en wie der Verteidiger des Ehebandes.

Auch wenn der Prozeß nicht geégen die Gültigkeit der eihe, ſondern
bloß die Aus der El reſultierenden Verpflichtungen geführ
wird, iſt doch der Ertker 20 cautelam an der Ausübung der empfangenen
Weihen 3u hindern. QAmi EL von den Verpflichtungen der Ordination

den Sinne.
frei ſei, bedarf EL zweier übereinſtimmender Urteile Im freiſprechen—

Der zweite &  eil des Prozeßrechtes, der die Can —. umfaßt,
beſpri ausführlich den Beatifikations und Kan oniſationsprozeß, von
denen hier aus naheliegenden Gründen abgeſehen werden kann

Verfahren bei Abſetzung und Verſetzung von Pfarrern, gegen Kleriker,
welche ihre Reſidenz

licht nicht erfüllen, uim Konkubinate
oder In der Erfüllung ihrer Pflichten nachläſſig ſind; Suspensio

informata conscientia.
Der dritte Teil des Prozeßrechtes bringt eine Reihe von ſum

mariſchen erfahren eriker, die ihre en vernachläſſigen
oder ihr Amt nicht mehr In „aedificationem delium“ ausüben önnen.
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Die Can —2 20— enthalten Einige all dieſen Prozeſſen gemein
ſame Beſtimmungen: Bei all dieſen Verfahren emn Dbtar
beizuziehen, der die Aktenſtücke ausarbeitet, die von allen unterzeichnet
und Vhinterlegt werden müſſen.

oft Mahnungen vorgeſchrieben werden 0  en ſie entweder
mündlich vor dem Kanzler oder anderen Beamten der Kurie
oder3wWei Zeugen bder ſchriftlich durch Enmen eingeſchriebenen rie
mit Empfangsbeſtätigung 3U geſchehen

Die Examinatoren und Konſultoren und der btar ind unter Eid
3ur Wahrung des Amtsgeheimniſſes ver  1  L verletzen ſie E  E,

ſind1E nicht blo rafbar, ondern auch für den etwa entſtandenen
Schaden erſatzpflichtig.

Bei all dieſen rozeſſe iſt ummarir vorzugehen; zwei b¹⁵ drei
Zeugen können ber doch, ſei 6 von Amts7ſei 65 auf Vorſchlag
der Parteien vorgeladen ud Ernommen werden, nicht der Ordi
nartus nach Anhören der parochi Consultores oder der Examinatoren
glaubt, daß die Zeugen nur vorgeführt werden, Aum den Gang des Ver
ahrens 3 verzögern. Zeugen und Sachverſtändige dürfen nach
ihrer Vereidigung zugelaſſen werden.

egen das Endurteil 1 dieſen. Verfahren gibt 8 nur emn —
mittel Rekurs denHeiligen Stuhl; dieſem Falle müſſen die
Prozeßakten den eiligen überſandt werden. Unterde
kann der Biſchof die Pfarrei bder das Benefizium, das (CLuiter
entzogen wurde, nicht dauernd anderenverleihen.

I. Entfernung eines ni abſetzbaren Pfarrers.
Ein nicht abſſetzbarer Pfarrer kann von ſeiner Pfarrei entfernt

werden aus Grunde, der die Ausübung ſeines mte auch
ohne eine ſchwere Schuld chädlich oder unwirkſam geſtaltet.

Solcher Urſachen werden fünf aufgezählt die Aufzählung iſt aber
keine exſchöpfende, weil El „nae Gausae 8Un praesertim“

Unerfahrenheit bder dauernde Krankheit des Geiſtes oder des
Orper Ee den Pfarrer zur Usübung ſeines mte unfähig machen
4 nach dem Afürhalten des Ordinarius Ur Beſtellung Eem
Vikars für die Seelſorge nicht entſprechend zorſorge getroffenwerden
kann.

2. Haß des Volkes, auch wenn ungerech und keineswegs all
iſt, ſofern ETL Elne nützliche Wirkſamkei des Pfarrer verhindert

und ſich C Vorausſicht nach auch nicht kurzer Zeit egen wird
Der Verluſt des Ute Rufes bei den rechtſchaffenen und ernſten

Männern, mag nun die olge meée leichtfertigen Lebenswandels
oder früheren ſchweren Verfehlung eitens des Pfarrers ſein
die erſt jetzt aufgedeckt wurde und aher ereits verjähr iſt oder mag

die Folge eme Ve  V  en der Hausgenoſſen und erwandten
ein Mit denen der Pfarrer zuſammenleb wenn nicht durch die Tren
nung von diéſen der gute Ruf des arrer hinreichend 9e chützt wird
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n wahrſcheinliches, dem Pfarrer zugeſchriebenes Verbrechen,
das zwar noch geheim iſt, das aber nach dem Dafürhalten des Ordina
ſpäter großen Anſtoß Uunter dem erregen wird Hu

chweren SchadenSchlechte Verwaltung der zeitlichen Uter zum]
der Kirche oder des Benefiziums, ſo oft dieſes nicht durch Ent
ziehung der Güterverwaltung oder anderswie behoben werden kann,
obwohl der Pfarrer ſein geiſtliches Amt n mit Nutzen verſieht (2147)

Sob oft als nach dem klugen afürhalten des Ordinarius einer
der genannten Gründe bei einem Pfarrer vorliegt, erläßt nach An
hören zweier Examinatoren, mit welchen die ahrhei und Wichtig⸗
keit der Sache beſprochen hat, die Einladung den Pfarrer, innerhalb
einer beſtimmten Zeit auf die Pfarre reſignieren, es ſei denn, daß
Ce8 ſich einen geiſteskranken Pfarrer andelte. amit aber die Ein
ladung gültig iſt, muß ſie die Urſache enthalten, die den Ordinarius 3
ſeinem orgehen veranlaßt und die Beweisſtücke, auf die ſie ſich ſtützt

Enn der Pfarrer innerhalb der feſtgeſetzten Zeit weder reſigniert
noch einen Aufſchub erbittet, noch die für die motton geltend gemachten
Gründe beſtreitet, ſoll hn der Ordinarius ſofort von der arre ent
fernen, nachdem feſtgeſtellt wurde, daß die Einladung zUum erzichte
richtig dem Pfarrer zur Henntnis gekommen und dieſer NI

der br nicht rechtmäßig verhindert wurde Beſteht hierüber aber
keine ſichere Kenntnis, ſoll der Ordinarius geeignete Vorſorge reffen,
indem entweder die Einladung wiederholt oder die Zeit zur Antwort
verlängert (2149)

Wenn der Pfarrer reſigniert,
Verzicht erledigt erklären.

hat der Biſchof die Pfarrei als durch
zu, anſtatt der vom Ordinarfus geltendDem Pfarrer das Re

gemachten Urſache eine andere, für ihn weniger läſtige bder er als
Grund des Verzichtes anzuführen, wenn ſie nur wahr und ehrenhaft
iſt, dem Wunſche des Biſchofs entgegenzukommen. Die Re
ſignation kann einfachhin oder bedingungsweiſe erfolgen, ſofern nur der
Biſchof die Bedingung annehmen kann und annimmt (2150)

Will der Pfarrer den m der Einladung angeführten Reſignations⸗
grun beſtreiten, E kann einen Aufſchub verlangen, ſeine egen⸗
beweiſe beibringen können; der Biſchof kann nach ſeinem klugen Er
meſſen die Y gewähren, wenn ſie nicht zum Schaden der Seelſorge
ausſ

ag Die vom Pfarrer die Einladung zur Reſignation
angeführten Gründe hat der Ordinarius unter Beiziehung derſelben
Examinatoren, die EL vor łrla der Reſignationseinladung zu Rate
gezogen atte, 3u prüfen, u illigen oder verwerfen und üher das
rgebnis den Pfarrer verſtändigen 2

egen das Amotionsdekret ann der Pfarrer den Rekurs den⸗
ſelben Ordinarius ergreifen; innerhalb zehn agen hat die neuen

Verteidigungsgründe vorzubringen, die der Biſchof unter Beiziehung
von zwei Pfarrern als Konſultoren Uunter ſonſtiger Nichtigkeit des
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Vorgehens zugleich mit den die Einladung zur Abdankung
aufgeſtellten Gegengründen 3u prüfen, entweder gutzuheißen oder ab
zuweiſen hat Die Entſ1 iſt durch Dekret dem Pfarrer ekannt⸗
zugeben (2153) ＋

—*

Für den von ſeiner Pfarre entfernten rieſter hat der Ordinariuts
nach Kräften ſorgen entweder durch erſetzung auf eine andere
Pfarrei oder dur Uebertragung eines kirchlichen Amtes oder Benefi⸗
ziums oder durch Anweiſung einer Penſion 1e nach der Lage der Um
ſtände El muß den Rat der Examinatoren oder der parochi
cConsultores einholen. nter gleichen Umſtänden ſoll der, welcher
freiwillig reſigniert hat, günſtiger behandelt werden als der, welcher
es bis zur Entfernung kommen ieß (2154)

Der von ſeiner Pfarre entfernte rieſter muß ſobald als möglich
das Pfarrhaus erlaſſen und alles, was zur Pfarre gehört, dem neuen
Pfarrer übergeben. Handelt 2* ſich aber einen ranken rieſter,
der nicht ohne Beſchwerden anderswohin gebracht werden kann, ſo
ſoll ihm der Ordinarius den ausſchließlichen Gebrauch des Hauſes 9e
ſtatten, blange leſe Notlage ahr (2156)

II Entfernung abſetzbarer Pfarrer (2157—2161).
Ein abſetzbarer Pfarrer kann aus einem gerechten und wichtigen

Grunde „Ad HLormalm C&  2 2147 von ſeiner Pfarre entfern werden.
Lieg nach dem Ermeſſen des Ordinarius Eemn ſolcher run vor, ſo ſoll
EL In väterlicher Weiſe den Pfarrer vzUm Verzicht mahnen unter Angabe
des Grundes, deſſentwegen ſeine pfarramtliche Tätigkeit für die Au
bigen ſchädlich oder unwirkſam iſt ehn der Pfarrer Ees ab, der Mahnung
des Biſchofs folgen, ſo hat ſeine Gegengründe ſchriftli dem rdi
narius bekanntzugeben, die dieſer Uunter Anhören von zwei Examinatoren
3u prüfen hat erden ſie als nicht ech beſtehend efunden, ſo
wiederholt der Ordinarius ſeine ahnung Uunter Androhung der Amotion,

innerhalb einer feſtgeſetzten Zeit nicht freiwillig Verzicht geleiſtet
wird ſt leſe I abgelaufen, die der Ordinarius auch verlängern
kann, ſo hat das Amotionsdekret erfolgen

III Verſetzung eines farrer (2162—2167).
Ein unabſetzbarer Pfarrer kann nur auf Grund eines apoſtoliſchenndultes verſetzt werden. Der abſetzbare Pfarrer aber kann auch gegen

ſeinen illen auf eine andere Pfarre transferiert werden, nun dieſe
Im Vergleich der früher innegehabten nicht allzu inferior iſt Das
Verfahren, das dabei eingehalten werden muß, iſt folgendes:

Der Pfarrer ird ermahnt, auf die Weiſungen und den Rat des
Biſchofs einzugehen. Tut EL nicht, ſo hat EL ſeine Gegengründe ſchri
lich bekanntzugeben. Der Ordinarius muß hierüber ſowie über die
Verhältniſſe, in welchen ſich die Pfarre quà und jene ad quam efindet,
ſowie üher die Gründe, 2 die erſetzung als notwendig oder nütz⸗
lich erſcheinen laſſen, zwei Pfarrer als Konſultoren hören. Glaubt der
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Ordinarius auch nach Abſchluß dieſer Prüfung, daß die Verſetzung
vorzunehmen ſei, ſo hat EL ſeine Mahnung an den Pfarrer wieder⸗
holen. Weigert ſich dieſer auch jetzt noch und meint der Biſchof bei ſeinem
Entſchluſſe etben 3u müſſen, ſo hat ETL dem Pfarrer den Auftrag 5  U
geben, innerhalb Einer beſtimmten riſt ſich mn der neuen Pfarre ein⸗
zuſinden und ihm zugleich 3u eröffnen, daß nach Ablauf der Liſt die
Pfarre, die Eu jetzt innehabe, 1PS0 facto erledigt ſein werde ſt die Zeit
verſtrichen, o hat der Biſchof die Pfarre 4⁵ vakant erklären.

37 Verfahren Cleriei OII residentes 2168—2175)
Wenn Ii Pfarrer, Kanonikus oder Hleriker ſeine Reſidenzpflicht ver

nachläſſigt, o ſoll ihn der Ordinariu mahnen und unterdeſſen, 8

ſich einen Pfarrer handelt, auf deſſen Koſten für die Aufrechterhaltung
der Seelſorge Vorſorge treffen In dem Mahnſchreiben hat der Biſchof
auch die Strafen anzuführen, welchen die nicht reſidierenden Hleriker
verfäallen, und die Wiederaufnahme der eſidenz innerhalb einer Ange
meſſenen Zeit aufzutragen.

E  V. der Kleriker nicht den Ort ſeiner Reſidenz zurück und
bringt E auch keine Gründe für ſeine Abweſenheit vor, ſo hat der
narius die Pfarrei bder das ſonſtige Benefizium als vakant 3 erklären.
Nimmt aber der Fleriker die eſidenz auf, ſo hat ihm der Ordinarius
Im unberechtigter Abweſenheit nicht bloß die für leſe Zeit ent⸗—
fallenden Früchte des Benefiziums entziehen, ondern Er kann ihn
noch, enn 5 nötig erſcheint, mit den entſprechenden Strafen belegen.

Kehrt der Kleriker zwar nicht zur eſidenz zurück, bringt ELr Cber
Entſchuldigungsgründe ſeiner Abweſenheit vor, 0 gat der Ordinarius
„auditis duobus (xaminatoribus“ und nötigenfalls durch Vornahme
von geeigneten Nachforſchungen u ſehen, ob die Gründe zurecht eſtehen.
Werden ſie als unberechtig efunden, ſo ſoll der Ordinarius einen
néeuen Termin beſtimmen, bis welchem der Kleriker zur Reſidenz
zurückzukehren hat natürli verliert für die Zeit der unrechtmäßigen
A

eſenhei die entfallenden Früchte ene Benefiziums. Imm ein
abſetzbarer Pfarrer innerhalb der geſtellten I die Reſidenz nicht
auf, ſo kann der Ordinarius ſofort zur Entziehung der Pfarrei ſchreiten;

ETL aber zurück, ſo hat ihm der Ordinarius den ſtrikten efeh 5  ù
geben, daß ETL ſich ohne ſchriftliche Erlaubnis ſeiner Pfarrei nich
wieder entfernen Urfe unter ſonſtiger Strafe der IPS0 facto eintretenden
Privation der Pfarrei IWmm Een unabſetzbarer Pfarrer die Reſidenz
nicht auf, bringt EL aber neue Gründe vor, ſo hat ſi der Ordinarius mit
den beiden Examinatoren prüfen. erden ſie nicht als rechtmäßig
erkannt, ſo oll ihm der Ordinarius die Rückkehr zur eſidenz innerhalb
einer beſtimmten — ſchon vorgeſchriebenen oder wiederum vorzuſchreiben—
den riſt auftragen Uunter Strafe des onſt 1IPS0 facto eintretenden Ver
luſtes der Pfarre Leiſtet der Pfa der Aufforderung keine Folge,
0 hat der Biſchof ihn ſeines Benefiziums verluſtig u erklären. Nimmt
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EL die eſidenz Auf, hat ihm der Ordinarius denſelben Befehl
dem E  aren Pfarrer erteilen

Verfahren leriei Coneubinarii
Wenn Enn Kleriker Eemne verdächtige Frauensperſon bei ſich behält

oder mit Enmer ſolchen häufigen Verkehr Pflegt hat ihn der Biſchof unter
Androhung der E gegen die Cleriei COoneubinarii feſtgeſetzten
Strafen 3u mahnen 1ene Perſon 3u entfernen, beziehungsweiſe den
Verkehr mit ihr aufzugeben

Wird der ahnung keine olge geleiſtet und auch keine Antwort
gegeben obwohl geſchehen könnte E gat der Biſchof Emnen ſolchen
Kleriker ſofort ſuspendieren Enmen Pfarrer außerdem ohneweiters
abzuſetzen, nen Kleurtker aber der Eemn anderes mit einer Seelſorge
verbundenes Benefizium mnne hat nach Iblauf von 3wei Monaten
ſeit Verhängung der Suspenſion keine Beſſerung ein  en ſt
die Hälfte des Benefizialeinkommens nach wetiteren drei Monaten
das geſamte Einkommen des Benefiziums entziehen, bis nach aber
mals drei bnaten fruchtloſen Zuwartens der Verluſt des Benefiziums
ſelber auszuſprechen iſt

ehor der Kleriker, an den die ahnung ſt nicht
bringt EL aber Rechtfertigungsgründe vo ſo hat leſe der Biſchof mit
3wer Examinatoren I pruüfen werden ſie nicht Ols berechtigt anerkannt

hat dies der Biſchof ſobald als möglich mitzuteilen und QAmi den
ausdrücklichen Befehl 3u verbinden, daß innerhalb kurzen Friſ
ehorſam geleiſtet werden müſſ Geſchieht E3 nicht o kann der ab
etzbare Pfarrer ſofor mit den orhin genannten Strafen belegt werden
der unabſe

are Pfarrer kann nochmals Gegengründe anführen, die
vom  2Ordinarius V prüfen ſind auditis duobus éxaminatoribus. Werden
e auch iesmal nicht anerkannt, ⁰ iſt das weitere Verfahren V  E  E

den abſetzbaren farrer.
Verfahren gegen Pfarrer welche In Erfüllung threr Pflichten

nachläſſig ind (2182—2185
Wenn Eenn Pfarrer Erfüllung ſeiner Amtspflichten nach

läſſig iſt ſoll ihn der Ordinariu die ere Gewiſſensverpflichtung
und die Rechte feſtgeſetzten Strafen und ihn zur Erfüllung

Pflichten ermahnen Tritt keine Beſſerung Eemn ſo ſoll ihn der
Biſchof zurechtweiſen und ihm auch enne der Schwere der Schuld ent
ſprechende Strafe auferlegen wenn EL den Béweis erbracht e daß
der Pfarrer Amtspflichten durch Ene beträchtli Zeit hindurch

und mim. wieder bedeutender Weiſe vernachläſſigt bder
verletzt hat, ohne ſeine Unterlaſſungen oder Verfehlungen rechtfertigen
U können.

Helfen auch Zurechtweiſung und Strafe Ni ſo kann der ab
etzbare Pfarrer ſogleich entfern werden, der unabſetzbare agegen
verliert zuerſt die Einkünfte emes Benefizium Iel Ees teilweiſe, ſet
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5 ſchreiten.

VII Suspensio informata conseientia.
Die Ordinarien können über die ihnen untergebenen Kleriker die

Suspenſion informata conscientia ausſprechen, wenn dievom
verlangten Vorausſetzungen gegeben ſind (2186)

Gegenſtand dieſer rafar iſt das Offizium, h jeder Akt der
Weihe und Jurisdiktionsgewalt desgleichen jeder Akt Ffieio
zuſtehenden Verwaltung, mit Usnahme der Verwaltung der
Benefizialgüter (vgl Der Biſchof kann die oder die
teilweiſe Suspenſion ab Fficio die Usübung eL bder nur eines
1.  Elles der genannten Ete unterſagen

Zur Verhängung der Suspenſion inf bedarf ES keiner
gerichtlichen Formen und keiner vorausgehenden kanoniſchen Mahnungen
ondern EeS genügt daß der Biſchof Uunter Beobachtung der kanoniſchen
Vorſchriften ur En einfache Dekret die Verhängung dieſer 8
penſion rkläre (2187) Dieſer Beſchluß muß aber ſchriftlich mitgeteilt
werden, wenn nicht die mſtände Ene mündliche Bekanntmachung
ordern en dem genauen QAtum muß dieſes Dekret noch olgende
Angaben enthalten:

Es muß ausdrücklich geſagt werden, daß die Suspenſion inf
COnS(C., aus Gründen, die dem Ordinarius ékannt ſind, erhängt
werde

Es muß die Dauer der Strafe angegeben werden Von
Verhängung dieſer Suspenſion * perpetuum“ hat ſich der Ordinarius
A enthalten Wird ſie als Zenſur auferlegt was geſchehen kann, ſo
muß der rund, ſie erhäng wird, dem Ertter ekannt gegeben
werden.

Es ſind ferner mit EL Klarheit jene Akte anzugeben, deren
Vornahme unterſag iſt, wenn Ee3 ſich UL Aum Ene teilweiſe Suspenſion
handelt (2188)

Wird Eln Crtter von mte ſuspendier M dem Eenen
tellvertreter braucht ſo hat der Subſtitut ſeine Entlohnung aus den
Einkünften des Benefiziums erhalten die Höh derſelben Eſtimm
der Biſchof ſich dadurch der ſuspendierte Hleriker beſchwert, 0
kann Emne Herabminderung der Penſion von dem naöheren
Vorgeſetzten verlangen, der, wenn der gerichtliche Weg betreten wird,
der Appellationsrichter i'ſt (2189)

Die Vorausſetzung, daß der Ordinarius dieſes außerordentliche
Heilmittel anwenden darf, iſt, daß ohne große Beſchwerden nicht
nach den Vorſchriften des Rechtes ſeinen Untergebenen vorgehen
kann Der gerechte und geſetzliche run zur erhängung
der Suspenſion inf iſt Emn CrIIMEII ocCultum egen NODO·

Ort  er Delikte darf leſe Suspenſion Nie ausgeſprochen werden
Wegen m elietum publieum aber darf ſie erhängt werden,
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bei der Durchführung des rozeſſe die Zeugen unter keinen Umſtänden
öffentlich ausſagen wollen oder der ertter durch Drohungen und andere
Mittel oder die Staatsgeſetze bder die Gefahr chweren Aergerniſſesdie Durchführung eines öffentlichen rozeſſes unmögli machen (2191)Wenn von mehreren Delikten eines wenigſtens geheim iſt, ſo iſtdie guspensio inf gültig (2192)

QAmi aber der Biſchof die Strafe dieſer Suspenſion verhängendarf, müſſen ſeine Nachforſchungen derartige Beweiſe ergeben, daßnicht mehr daran zweifeln iſt, der betreffende Kleriker habe das Delikt
begangen, und zwar ein ſo chweres, daß * mit dieſer Strafe geahnde
zu werden verdiene (2190)

Dem klugen Ermeſſen des Biſchofs bleibt Ee3 überlaſſen, den Grund
der Suspenſion, das El das Delikt dem (Eriker mitzuteilen oder 3
verſchweigen. Wird der run der Beſtrafung angegeben, ſo ſoll 38 mit
V  jebe und paſtoraler ughei geſchehen, damit durch die väterlichenMahnungen die auferlegte Strafe nicht bloß zur Uhne der
ſondern auch zur Beſſerung des Delinquenten und zUr Entfernung der
Gelegenheit zur un diene (2193)

Wenn der ertker die über ihn verhängte Suspenſion EV
inf den Rekurs nach Rom ergreift, hat der Ordinarius alle Be
weiſe, aus denen ſich der Tatbeſtand des Cli ergibt, den 0  0Stuhl einzuſenden (2194).

Alt⸗ Uund Ueuteſtamentliches aus dem eiligen
ande

bn Dr Joſef Slaby, Profeſſor des altteſtamentlichen Bibelſtudiums in
niggra

(Fortſetzung und Schluß.)
III

Nun will ich einige Vertreter der paläſtiniſchen Cum⸗
und Blumenwelt erwähnen, die die Heilige Schrift mit
der göttlichen Perſon Unſeres Heilandes verbindet.

eL Baum, der Jeruſalems Gärten belebt, iſt vor allem der
Oelbaum Er rau  0 im Abendwind gerade o heute wie damals,da der Erlöſer ſe ihm vorüberſchritt. Er liebt den hügeligenKalkboden, dem ſich durch eine Färbung vorzüglich anpaßt

57 Bacchus amat colles“ Virgil. Georg 177
816 et olea „arduo OCOrum Situ feracibus Vventis agitari“;und

„Ni 2ophyfi adspirent, dum 801 coquit, haud kit olivum.“2)
Palladius bei Urſinus, D. S. 506 Ebda, S 507


